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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 56/10 B 
 
L 1 R 208/09 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 12 R 502/08 (SG Magdeburg) 
 
 
 
………………………………. , 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Oktober 2010 durch  

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt 

vom 29. Juli 2010 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu 

bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

vorbezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 29.7.2010 hat das LSG Sachsen-Anhalt einen Anspruch der Klägerin auf Fest-

stellung der Zeit vom 1.12.1977 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) sowie der hierbei erzielten 

Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt und für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens die Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag ist abzulehnen, sodass auch die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts ausscheidet. 

 

Nach § 73a SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur 

dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein 

nach § 73 Abs 4 SGG zugelassener Prozessbevollmächtigter in der Lage wäre, eine Nicht-

zulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen.  

 

Es ist nicht ersichtlich, dass eine Zulassung der Revision gegen das angegriffene Urteil auf 

§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne dieser Vor-

schrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig und 

klärungsfähig sein. Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage nur dann, wenn sie gerade für den zu 

entscheidenden Fall rechtserheblich ist. Dies setzt voraus, dass es für die Entscheidung des 

vorliegenden Rechtsstreits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und 

die Entscheidung bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem 

Sinne hätte ausfallen müssen (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). Entscheidungs-

erhebliche Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind nicht zu erkennen. 

 

Ein Anspruch der Klägerin auf Einbeziehung in das Zusatzversorgungssystem der technischen 

Intelligenz kommt vorliegend nur in Betracht, wenn sie auf Grund der am Stichtag 30.6.1990 

gegebenen tatsächlichen Umstände einen fiktiven bundesrechtlichen Anspruch auf Erteilung 

einer Versorgungszusage nach § 1 Abs 1 Satz 1 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-

rungsgesetzes (AAÜG) hätte. Dies hängt gemäß § 1 der Verordnung über die zusätzliche 

Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten 

Betrieben (VO-AVItech) vom 17.8.1950 (GBl DDR 844) und der dazu ergangenen Zweiten 

Durchführungsbestimmung zur VO-AVItech (2. DB) vom 24.5.1951 (GBl DDR 487) ua von der 

Voraussetzung ab, dass der Anspruchsteller in einem volkseigenen Produktionsbetrieb im Be-
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reich der Industrie oder des Bauwesens (§ 1 Abs 1 der 2. DB) oder in einem durch § 1 Abs 2 

der 2. DB gleichgestellten Betrieb (betriebliche Voraussetzung) tätig gewesen ist (vgl BSG 

SozR 3-8570 § 1 Nr 2 S 14, Nr 5 S 33, Nr 6 S 40 f, Nr 7 S 60, SozR 4-8570 § 1 Nr 9 S 48). 

 

Die Klägerin ist aber nach den Feststellungen des LSG und auch nach ihrem eigenen Vorbrin-

gen am 30.6.1990 nicht in einem volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bau-

wesens beschäftigt gewesen, sondern hat vielmehr zu diesem Zeitpunkt einen Gaststättenbe-

trieb geleitet. Dieser gehört auch nicht zu den gleichgestellten Betrieben iS des § 1 Abs 2 der 

2. DB. 

 

Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat und die Entscheidung auf dieser Abweichung beruht (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 

mwN). Dies ist nicht der Fall. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Insbesondere durfte das LSG ohne mündliche 

Verhandlung durch Urteil entscheiden, da sich die Beteiligten hiermit einverstanden erklärt 

haben (vgl § 124 Abs 2 SGG). Auch im Übrigen sind Verfahrensfehler nicht zu erkennen. 

 

Die inhaltliche Richtigkeit der Berufungsentscheidung, die die Klägerin möglicherweise 

angreifen möchte, lässt sich mit einer Nichtzulassungsbeschwerde nicht überprüfen. Im 

Übrigen wird die Klägerin darauf hingewiesen, dass an der Richtigkeit der vorinstanzlichen 

Entscheidung aus Sicht des erkennenden Senats keine Zweifel bestehen. Insbesondere ist es 

entgegen der Vorstellung der Klägerin nicht möglich, denjenigen, die am 30.6.1990 nicht in 

einem volkseigenen Betrieb gearbeitet haben, mindestens die Hälfte des Betrages 

zuzuerkennen, den diejenigen erhalten, die in das Zusatzversorgungssystem der technischen 

Intelligenz einbezogen sind. Hierfür enthält das Gesetz keine Anspruchsgrundlage. 

 

Die von der Klägerin persönlich gegen das Urteil des LSG eingelegte Beschwerde ist bereits 

deshalb unzulässig, weil sie nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmäch-

tigten (vgl § 73 Abs 4 SGG) eingelegt worden ist. 

 

Die Beschwerde ist somit ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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